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... engagiert für eine menschliche Flüchtlingspolitik



Die Broschüre
Mit dieser Broschüre erhalten Sie einen Überblick über die Mög-

lichkeit einer betrieblichen oder schulischen Ausbildung in Deutsch-
land und das Verfahren der Antragsstellung für eine „Ausbildungsdul-
dung“ (§ 60a Abs. 2 Satz 4 AufenthG). 

Bei weiteren Fragen können Sie sich an ein IvAF-Netzwerk in Baden-
Württemberg wenden. Diese unterstützen Sie bei der Integration in 
den Arbeitsmarkt (weitere Informationen am Ende der Broschüre). 
Die Werkstatt PARITÄT und der Flüchtlingsrat Baden-Württemberg 
sind beide Teil des Netzwerks „Netzwerk zur Integration von Flücht-
lingen in Arbeit“ (NIFA). Eine telefonische oder schriftliche Erstbera-
tung und Informationen über die zuständige Beratungsstelle erhalten 
Sie beim Flüchtlingsrat Baden-Württemberg. Adressen finden Sie im 
Internet unter: 

• www.nifa-bw.de | unter Kooperationspartner/-innen

• www.fluechtlingsrat-bw.de | Das Netzwerk – Kontaktadressen

 1. Die Berufsausbildung in Deutschland
In Deutschland gibt es verschiedene Arten eine Ausbildung zu ma-

chen. Es gibt duale und rein schulische Berufsausbildungen sowie das 
sogenannte duale Studium. Am Schluss der Ausbildung legen Sie eine 
Prüfung ab. Wenn Sie die Prüfung bestehen, bekommen Sie ein Zeug-
nis und können als Fachkraft in Ihrem Beruf arbeiten. 

Eine schulische Ausbildung bereitet Sie ausschließlich in der Schule 
auf Ihren gewünschten Beruf vor. Sie haben dabei die Möglichkeit, 
durch Praktika Praxiserfahrung zu sammeln. Für eine schulische Aus-
bildung brauchen Sie in der Regel keine Arbeitserlaubnis. Oft kostet 
eine schulische Ausbildung Geld. 

Bei der dualen Berufsausbildung sind Sie Schüler/-in und 



Arbeitnehmer/-in zugleich. Das bedeutet, dass Sie den Beruf in der 
Schule und im Betrieb erlernen. Sie schließen mit dem Betrieb einen 
Ausbildungsvertrag und erlernen hier die Praxis des Berufs. Gleichzei-
tig besuchen Sie tage- oder wochenweise eine Berufsschule, wo Sie 
die theoretischen Grundlagen für Ihren Beruf erlernen. Hier werden 
Sie auch in allgemeinbildenden Fächern wie Deutsch, Englisch und 
Sozialkunde unterrichtet. Je nach Beruf dauert die Ausbildung zwei 
bis dreieinhalb Jahre. Wenn Sie schon einen höheren Schulabschluss 
haben oder besonders gute Leistungen zeigen, kann sich die Dauer 
der Ausbildung verkürzen. Für eine duale Berufsausbildung brauchen 
Sie eine Arbeitserlaubnis. Während der Ausbildung bekommen Sie 
bereits Ihr erstes Gehalt.

Im dualen Studium sind Sie Studierende/-r und Arbeitnehmer/-in. 
Sie erlernen Ihren Beruf an einer Hochschule und im Betrieb. Auch 
für das duale Studium brauchen Sie einen Ausbildungsvertrag und 
eine Arbeitserlaubnis. Zusätzlich brauchen Sie die Zugangsberechti-
gung für eine deutsche Hochschule.

In Deutschland gibt es rund 350 Ausbildungsberufe, aus denen 
Sie wählen können. Die Kombination aus Theorie und Praxis bei der 
dualen Ausbildung bietet Ihnen besonders gute Chancen auf eine si-
chere Arbeitsstelle in Deutschland. Menschen, die eine Ausbildung 
gemacht haben, werden meistens deutlich besser bezahlt als Men-
schen ohne Ausbildung. Auszubildende bekommen zusätzlich zu 
ihrem Lohn noch viele Ermäßigungen, zum Beispiel für den Eintritt 
ins Kino, Schwimmbad o.ä. oder für den öffentlichen Personennah-
verkehr. Menschen mit einer qualifizierten Berufsausbildung finden 
in der Regel leichter eine Arbeitsstelle. Es gibt in Deutschland immer 
weniger Arbeitsplätze für ungelernte Arbeitnehmer/-innen. Weitere 
Informationen finden Sie im Internet unter: 

• www.make-it-in-germany.com | unter Ausbildung & Lernen

• www.planet-beruf.de 



Wenn Sie eine Ausbildung beginnen möchten oder bereits be-
gonnen haben, können Sie bei Bedarf Unterstützung bekommen. 
Wenden Sie sich an die Berufsberatung der Agentur für Arbeit, um 
zu erfahren, welche Arten von Unterstützung es gibt. Weitere Infor-
mationen finden Sie unter:

• www.arbeitsagentur.de/bildung/berufsberatung-biz 

1.1. Welche Voraussetzungen brauche ich, um eine Ausbildung  
zu machen?

Je nach gewünschter Berufsausbildung sind die Voraussetzungen 
unterschiedlich. 

Für ein duales Studium brauchen Sie ein (Fach)Abitur oder einen 
als vergleichbar anerkannten Schulabschluss. Daneben sind entspre-
chend gute Deutschkenntnisse (Niveau C1) erforderlich. 

Für eine schulische Ausbildung sind die Voraussetzungen je nach 
Ausbildung (und Bundesland) unterschiedlich. Für viele schulische 
Ausbildungen wird ein mittlerer Schulabschluss oder ein als ver-
gleichbar anerkannter Schulabschluss gefordert.  Für eine duale Be-
rufsausbildung brauchen Sie in der Regel keinen formalen Schulab-
schluss. Bei den meisten Ausbildungsberufen kann der Ausbildungs-
betrieb frei entscheiden, welche Voraussetzungen potentielle Auszu-
bildende mitbringen müssen. Da Sie in beiden Fällen die Berufsschule 
besuchen müssen, sind Sprachkenntnisse auf B1-Niveau oder besser 
empfehlenswert. Auf folgender Seite können Sie die Zugangsvoraus-
setzungen für die gewünschte Ausbildung einsehen: 

• http://www.regional.planet-beruf.de 

Informieren Sie sich am Besten vor Beginn der Ausbildung über 
die erforderlichen Kenntnisse und Inhalte der Ausbildung. Wenn Sie 
möchten oder die (Hoch)Schule oder der Ausbildungsbetrieb dies 
verlangt, können Sie Ihre im Ausland erworbenen Schul- und Berufs-



abschlüsse anerkennen lassen. In Baden-Württemberg steht Ihnen 
das IQ-Netzwerk Baden-Württemberg bei ausländischen Schulab-
schlüssen bzw. Berufsqualifikationen beratend zur Seite. 

• www.netzwerk-iq-bw.de

2. Die Ausbildungsduldung
Seit August 2015 gibt es eine spezielle Form der Duldung für Perso-

nen in Ausbildung. Die Ausbildungsduldung wurde mit dem Integra-
tionsgesetz im August 2016 geändert. Die Ausbildungsduldung wird 
jetzt für die gesamte Dauer der Ausbildung ausgestellt. Außerdem 
gibt es keine Altersgrenze mehr für die Erteilung einer Ausbildungs-
duldung. 

2.1. Wann kann die Ausbildungsduldung erteilt werden?

Eine Ausbildungsduldung kann Ihnen nur erteilt werden, wenn 
Ihr Asylantrag abgelehnt wurde und Sie vollziehbar ausreisepflichtig 
sind. Vollziehbar ausreisepflichtig sind Sie, wenn Ihr Asylantrag ab-
gelehnt wurde, Sie nicht gegen die Entscheidung geklagt haben oder 
die Klage bereits abgelehnt wurde und die Ablehnung rechtskräftig 
geworden ist. Wenn Sie eine Ablehnung als „offensichtlich unbegrün-
det“ oder „unzulässig“ haben, sind Sie auch ausreisepflichtig, wenn 
das Klageverfahren noch läuft, aber der Eilantrag auf aufschiebende 
Wirkung der Klage abgelehnt wurde. Solange Sie noch im Asylver-
fahren sind, Ihr Aufenthalt also gestattet ist, können Sie noch keine 
Ausbildungsduldung bekommen. 

Zudem wird die Ausbildungsduldung erst ausgestellt, wenn Sie 
Ihre Ausbildung begonnen haben oder in wenigen Wochen beginnen 
werden. Eine Ausbildung, die erst in großem zeitlichen Abstand be-
gonnen wird, begründet in der Regel keinen Anspruch auf die Aus-
bildungsduldung. In folgenden Situationen können sie eine Ausbil-



dungsduldung beantragen:

• Wenn Sie bereits im laufenden Asylverfahren eine Ausbil-
dung begonnen haben, und die Ablehnung Ihres Asylantrags 
rechtskräftig wird. 

• Wenn Sie geduldet in Deutschland leben, kein ausländer-
rechtliches Arbeitsverbot haben und eine Ausbildung begin-
nen. 

• Wenn Sie einen Ausbildungsplatz gefunden haben und Ihr 
Asylantrag abgelehnt wurde, wenige Wochen bevor Sie die 
Ausbildung begonnen haben. Tipp: Wenn die Ausbildung erst 
in mehreren Monaten beginnt, kann eine Ermessensduldung 
(§60a Abs. 2 Satz 3 AufenthG) beantragt werden. Diese wird 
in Baden-Württemberg aktuell bis zu sechs Monate vor Aus-
bildungsbeginn erteilt.

Zudem müssen Sie die unter Punkt 2.2. genannten Voraussetzun-
gen erfüllen. 

2.2. Welche Voraussetzungen müssen für die Erteilung einer Aus-
bildungsduldung erfüllt sein?

Qualifizierte Ausbildung: Für die Ausbildungsduldung müssen 
Sie einen Ausbildungsplatz in einem staatlich anerkannten oder 
vergleichbar geregelten Ausbildungsberuf haben. Die Ausbildung 
muss laut Ausbildungs- bzw. Prüfungsordnung mindestens zwei 
Jahre dauern (§ 6 Abs. 1 Satz 2 BeschV). Damit sind bestimmte Aus-
bildungen, die nur ein Jahr dauern (wie beispielsweise die Kran-
ken- oder Altenpflegehelferausbildung), von der Ausbildungsdul-
dung ausgeschlossen. Wenn Sie eine nicht-qualifizierte Ausbildung 
machen, können Sie nur eine Ermessensduldung nach §60a Abs. 2 
Satz 3 AufenthG bei der zuständigen Ausländerbehörde beantragen.  



Eine Liste aller staatlich anerkannten Ausbildungsberufe finden Sie 
unter:

• www.bibb.de

Geklärte Identität: Sie müssen Papiere vorlegen, die Ihre Identi-
tät beweisen oder schlüssig darlegen, dass Sie keinerlei Dokumente 
beschaffen konnten. Bestenfalls können Sie Ihre Identität mit Ihrem 
Nationalpass oder einem Passersatzpapier darlegen. Aber auch Ihre 
Geburtsurkunde, gegebenenfalls ID-Karte, Führerschein oder ähn-
liche Dokumente können dazu beitragen, Ihre Identität zu belegen. 
Wenn Sie keinen Pass haben, müssen Sie sich neben der Vorlage 
anderer Dokumente zur Identitätsklärung um einen Pass bemühen. 
Dokumentieren Sie Ihre Bemühungen so detailliert wie möglich (z.B. 
Besuche auf der Botschaft von dortigem Personal bestätigen lassen, 
Faxprotokolle aufheben, Briefe per Einschreiben-Rückschein versen-
den, telefonische Anfragen dokumentieren etc.). Nur so können die 
Behörden Ihre Bemühungen nachvollziehen. Wenn Ihr Asylantrag 
rechtskräftig abgelehnt wurde, können die Ausländerbehörden von 
Ihnen verlangen, dass Sie Kontakt zu Ihren Heimatbehörden aufneh-
men, um Identitätsdokumente zu beschaffen.

Keine Maßnahmen zur Aufenthaltsbeendigung: Eine Ausbildungs-
duldung können Sie außerdem nur dann bekommen, wenn noch 
keine konkreten Maßnahmen zur Aufenthaltsbeendigung gegen Sie 
eingeleitet wurden. Konkrete Maßnahmen zur Aufenthaltsbeendi-
gung wurden unter anderem eingeleitet, wenn bereits der Termin 
Ihrer Abschiebung feststeht oder eine vollziehbare Abschiebungsan-
drohung erlassen wurde (in sogenannten „Dublin-Fällen“). Auch das 
Beantragen von Pass(ersatz)papieren durch die deutschen Behörden 
kann als Maßnahme zur Aufenthaltsbeendigung gewertet werden. Es 
wird ihnen nicht mitgeteilt, wann diese Maßnahmen eingeleitet wer-
den. Aus diesem Grund sollten Sie die Ausbildungsduldung so früh 
wie möglich beantragen. 



Keine Straftaten: Um die Ausbildungsduldung zu bekommen, 
dürfen Sie nicht wegen (einer) vorsätzlich begangener Straftat(en) 
in Deutschland verurteilt worden sein. Geldstrafen von insgesamt 
bis zu 50 Tagessätzen bzw. 90 Tagessätzen bei ausländerrechtlichen 
Straftaten (z. B. illegale Einreise) bleiben außer Betracht. 

Beschäftigungserlaubnis: Sie brauchen für die Ausbildungsdul-
dung eine Beschäftigungserlaubnis. Insbesondere dürfen Sie kein so-
genanntes „ausländerrechtliches Beschäftigungsverbot“ nach § 60a 
Abs. 6 AufenthG haben (mehr dazu unter Punkt 2.3.).

2.3. Beschäftigungserlaubnis: Wann dürfen Sie als Geduldete/-r 
nicht arbeiten?

Wenn Sie als geduldeter Mensch in Deutschland leben, kann die 
Ausländerbehörde ein „ausländerrechtliches Arbeitsverbot“ (§ 60a 
Abs. 6 AufenthG) aussprechen. Die Ausländerbehörde kann Ihnen die 
Beschäftigungserlaubnis in folgenden Fällen dauerhaft verwehren:

• wenn Ihnen vorgeworfen wird, dass Sie nach Deutschland 
allein zum Zweck des Bezugs von Sozialleistungen eingereist 
sind, oder

• wenn Sie „vollziehbar ausreisepflichtig“ sind und Ihnen vorge-
worfen wird, dass Sie nicht ausreichend mitwirken, und Ihre 
Abschiebung ausschließlich aufgrund Ihrer fehlenden Mitwir-
kung nicht durchgeführt werden kann oder 

• wenn Sie aus einem „sicheren Herkunftsstaat“ kommen und 
Ihr nach dem 31. August 2015 gestellter Asylantrag abgelehnt 
wurde.

Ein Arbeitsverbot steht immer ausdrücklich in Ihrem Ausweispa-
pier („Erwerbstätigkeit nicht gestattet“). Mit einem Arbeitsverbot 
dürfen Sie keine betriebliche Ausbildung machen, eine schulische 
Ausbildung ist in der Regel jedoch möglich.



Hinweise: 

• Wenden Sie sich an eine Beratungsstelle oder eine/-n Rechts-
anwalt/Rechtsantwältin, um überprüfen zu lassen, ob das Ar-
beitsverbot rechtmäßig ist.

• Vergleichen Sie zum Thema Arbeitserlaubnis für geduldete 
und gestattete Geflüchtete den Flyer„Wie bekomme ich eine 
Arbeitserlaubnis?“.

Spezialfall: Personen aus sogenannten „sicheren Herkunfts- 
staaten“ (§ 29a AsylG)

Wenn Sie aus einem sogenannten „sicheren Herkunftsstaat“ kom-
men, unterliegen Sie nicht automatisch einem Arbeitsverbot. Als 
sichere Herkunftsstaaten werden derzeit ausschließlich Albanien, 
Bosnien-Herzegowina, Kosovo, Mazedonien, Montenegro, Serbien 
sowie Ghana und Senegal bezeichnet. 

Aber: Ihnen darf keine Arbeitserlaubnis erteilt werden, wenn 
Ihr nach dem 31.08.2015 gestellter Asylantrag abgelehnt wurde. In 
diesem Falle unterliegen Sie grundsätzlich einem Arbeitsverbot. Im 
Umkehrschluss haben Sie dann einen Anspruch auf eine Arbeitser-
laubnis, wenn:

• Ihr Asylantrag vor dem 1. September 2015 gestellt wurde, 
auch wenn er abgelehnt wurde; 

• Ihr Asylantrag nach dem 31.08.2015 gestellt wurde, über ihn 
aber nicht sachlich entschieden wurde, z. B. weil der Asylan-
trag vor der Entscheidung durch das BAMF zurückgenommen 
wurde oder das Verfahren aus anderen Gründen eingestellt 
wurde.

Hinweise:

• Die aktuellen „sicheren Herkunftsländer“ finden Sie auf  
www.bamf.de | unter Sonderverfahren 



• Informieren Sie sich bei einer Beratungsstelle oder bei 
einem/-r Rechtsanwalt/Rechtsanwältin, bevor Sie Ihren Asyl-
antrag zurücknehmen.

• Lassen Sie sich beraten, falls Sie Ihr Asylgesuch vor dem 
31.08.2015 gestellt haben, aber eine formelle Asylantragstel-
lung erst nach dem 31.08.2015 möglich war. 

2.4. Wie beantrage ich eine Ausbildungsduldung?

Wenn Sie einen vom Betrieb unterschriebenen Ausbildungsvertrag 
haben, sollten Sie schnellstmöglich bei der Ausländerbehörde die 
Beschäftigungserlaubnis und Ausbildungsduldung beantragen. Der 
Ausbildungsvertrag muss gegebenenfalls zusätzlich der zuständigen 
Handwerkskammer oder Industrie- und Handelskammer zur Prüfung 
und Eintragung in die „Lehrlingsrolle“ vorgelegt werden. Dem Dul-
dungsantrag sollte eine Bestätigung über die Eintragung bzw. Einrei-
chung des Ausbildungsvertrags bei der Kammer beigefügt bzw. nach-
gereicht werden. Bei schulischen Ausbildungen muss der Vertrag 
und/oder die Aufnahmezusage der Schule vorgelegt werden.

Wenn Sie zu Beginn Ihrer Ausbildung eine einjährige Berufsfach-
schule besuchen und dann erst die Ausbildung im Betrieb beginnen, 
muss der Ausbildungsvertrag mit dem Ausbildungsbetrieb bei der 
Beantragung der Ausbildungsduldung bereits vorliegen. Ein Vorver-
trag ist in Baden-Württemberg nicht ausreichend, um eine Ausbil-
dungsduldung zu bekommen.  

2.5. Wie wird über die Zustimmung bzw. Ablehnung bzgl. der 
Ausbildungsduldung entschieden?

Wenn Sie die Ausbildungsduldung bei der Ausländerbehörde bean-
tragt haben, prüft diese zunächst, ob Sie bereits einem sogenannten 
„ausländerrechtlichen Beschäftigungsverbot“ unterliegen oder nicht. 

Die Ausländerbehörde gibt den Antrag daraufhin an das Regie-



rungspräsidium Karlsruhe weiter, das als obere Aufnahmebehörde 
über den Antrag entscheidet. Geprüft wird beispielsweise, ob eine 
Beschäftigungserlaubnis erteilt wird oder ob bereits konkrete Maß-
nahmen zur Aufenthaltsbeendigung gegen Sie eingeleitet wurden. 
Außerdem wird beurteilt, ob die in Punkt 2.2. genannten Punkte auf 
Sie zutreffen.

2.6. Was können Sie tun, wenn die Ausländerbehörde Ihren An-
trag auf Ausbildungsduldung ablehnt?

Die Ausländerbehörde schickt Ihnen einen schriftlichen Bescheid, 
wenn Ihr Antrag abgelehnt wurde. Sollten Sie keinen schriftlichen 
Bescheid über die Ablehnung bekommen, bitten Sie die Ausländer-
behörde um einen rechtsmittelfähigen Bescheid. Gegen diesen Be-
scheid können Sie Klage beim zuständigen Verwaltungsgericht erhe-
ben. Dabei müssen Sie auf die Fristen achten, die Sie in der Rechts-
mittelbelehrung am Ende des Bescheides finden. 

Gleichzeitig müssen Sie einen Eilantrag auf aufschiebende Wirkung 
der Klage einreichen. Nur bei einem erfolgreichen Eilantrag, ist die 
Abschiebung während des Klageverfahrens ausgesetzt.

2.7. Was passiert, wenn ich oder mein Ausbildungsbetrieb meine 
Ausbildung vorzeitig abbrechen?

Wenn Sie oder Ihr Ausbildungsbetrieb Ihre Ausbildung vor 
Ende der Ausbildung abbrechen, ist Ihr/-e Arbeitgeber/-in ge-
setzlich verpflichtet, dies innerhalb von einer Woche der Auslän-
derbehörde zu melden. Ihnen wird dann einmalig eine Duldung 
für sechs Monate erteilt, um eine neue Ausbildungsstelle zu su-
chen. Setzen Sie sich dafür zeitnah mit Ihrer Ausländerbehörde 
in Verbindung. Wenn Sie einen neuen Ausbildungsbetrieb ge-
funden haben, beantragen Sie erneut die Ausbildungsduldung.  



Wenn es Ihnen innerhalb der sechs Monate nicht gelingt, eine 
neue Ausbildungsstelle zu finden, erlischt Ihr Anspruch auf eine Aus-
bildungsduldung.

Hinweis: 

• Suchen Sie eine unabhängige Beratungsstelle auf, bevor Sie 
Ihr Ausbildungsverhältnis beenden. 

• Lassen Sie sich dahingehend beraten, welche Schritte Sie ein-
leiten müssen, um weiterhin geduldet zu werden.

2.8. Was passiert, wenn ich meine Ausbildung abgeschlossen 
habe?

Wenn Sie Ihre Ausbildung erfolgreich abgeschlossen haben und 
Sie bei Ihrem Ausbildungsbetrieb oder bei einem anderen Betrieb 
direkt im Anschluss weiterbeschäftigt werden können, können Sie 
eine Aufenthaltserlaubnis für zwei Jahre bekommen. Voraussetzun-
gen sind unter anderem, dass Sie über ausreichend Wohnraum verfü-
gen und die deutsche Sprache beherrschen (Sprachniveau B1) (§ 18a 
Abs. 1a AufenthG; „Aufenthaltserlaubnis für qualifizierte Geduldete 
zum Zweck der Beschäftigung“). Die Arbeitsstelle muss zudem Ihrer, 
durch die Ausbildung erworbenen, Qualifikation entsprechen. 

Wenn Sie bei Ihrem Ausbildungsbetrieb nicht direkt weiter be-
schäftigt werden können, wird Ihnen zunächst erneut eine Duldung 
auf sechs Monate erteilt. In dieser Zeit haben Sie Gelegenheit, sich 
eine Arbeitsstelle zu suchen. Wenn Sie in den sechs Monaten eine 
entsprechende Arbeitsstelle finden, erhalten Sie (unter den oben ge-
nannten Voraussetzungen) eine Aufenthaltserlaubnis. Diese muss in 
jedem Fall bei der Ausländerbehörde beantragt werden.

Die Aufenthaltserlaubnis wird nach den ersten zwei Jahren grund-
sätzlich weiter verlängert, wenn weiterhin ein Beschäftigungsver-
hältnis besteht. 



Die IvAF-Netzwerke
unterstützen Geflüchtete bei der nachhaltigen Integration in 
den Arbeitsmarkt. Zudem werden Zugänge zum Ausbildungs- 
und Arbeitsmarkt strukturell verbessert und arbeitsmarkt- 
liche Förderung qualitativ gesteigert. In Baden-Württem-
berg werden derzeit fünf der bundesweit 41 IvAF-Netzwerke  
gefördert: Netzwerk zur Integration von Flüchtlingen in Arbeit 
(NIFA), Netzwerk zur Integration von Flüchtlingen in Ostwürt-
temberg (nifo), Netzwerk Bleiben mit Arbeit (NBA), Integrations-
netzwerk Hohenlohe Main-Tauber und Arbeit und Ausbildung 
für Flüchtlinge – Projektverbund Baden. Weitere Informationen 
unter: 

• www.ivaf-netzwerk-bw.de

Wichtige Gesetze
AufenthG Aufenthaltsgesetz
AsylG Asylgesetz
AsylbLG Asylbewerberleistungsgesetz
BeschV Beschäftigungsverordnung
FlüAG Flüchtlingsaufnahmegesetz für Baden-Württemberg 
GG Grundgesetz

Die Gesetze im Wortlaut finden Sie im Internet, z.B. hier:
• www.gesetze-im-internet.de



Weitere Informationsmaterialien 

Wie bekomme ich eine Arbeitserlaubnis?
Während der ersten drei Monate des Asylverfahrens unterliegen 
Flüchtlinge in Deutschland einem Arbeitsverbot. Doch auch nach die-
ser Zeit wird der Zugang zum Arbeitsmarkt eingeschränkt oder unter 
Umständen nicht gestattet. Die kleine Broschüre informiert über die 
Voraussetzungen für den Zugang zum Arbeitsmarkt und beschreibt das 
Verfahren zur Erteilung der Ausübung einer Arbeit. (DIN A6 Faltblatt, 
12 Seiten, Sprachen: Deutsch) 

Basisinformationen Duldung

Der Flyer erklärt den aufenthaltsrechtlichen (Nicht-)Status der Duldung 
und die damit verbundenen Beschränkungen beim Zugang zu Ausbil-
dung und Arbeitmarkt, Sozialleistungen und Bewegungsfreiheit – aber 
auch die vorhandenen Rechte und Möglichkeiten, um diesen Status zu 
überwinden. (DIN A6 Faltblatt, 16 Seiten, Sprachen: Deutsch) 

Bleiberecht für Jugendliche

Seit Juli 2011 gibt es eine Bleiberechtsregelung für junge und heran-
wachsende Geflüchtete (§ 25a Aufenthaltsgesetz). Der Flyer informiert 
über die Erteilungsvoraussetzungen und gibt Tipps, wo Sie kompetente 
Beratung und anwaltliche Hilfe bekommen können. (DIN A6 Faltblatt, 8 
Seiten; Sprachen: Deutsch) 

Härtefallantrag 

In Baden-Württemberg haben im Jahr 2016 34 Fälle eine Aufenthalts-
erlaubnis nach §23a AufenthG wegen guter Integration in Baden-
Württemberg erteilt. Der Flyer informiert über die Voraussetzungen, 
die erfüllt sein müssen, und über das Vorgehen bei der Antragstellung. 
(DIN A6 Faltblatt, 12 Seiten; Sprachen: Deutsch)



Die Informationsmaterialien können bestellt werden: 
online: www.nifa-bw.de
E-Mail: info@nifa-bw.de

Dieses Informationsblatt wurde im Dezember 2017 erstellt. In der Zwischenzeit kön-
nen sich Änderungen ergeben haben. Diese Informationen geben nur einen Überblick 
(insbesondere über die Lage in Baden-Württemberg) und können eine individuelle 
Beratung nicht ersetzen. Wenden Sie sich deshalb im Einzelfall immer auch an ein 
IvAF-Netzwerk, Beratungsstellen oder Anwält/-innen.
Der Inhalt des Faltblatts gibt die Rechtsauffassung der Verfasser/-innen  
wieder.
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